
24*6 OPVI ZK 197/58
V e r k ü n d e t  
am 1o. November 1959 
Kriegl, Justizobersekretär 
als Urkundsbeamter der 
Geschäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s
In dem Hechtsstreit

1 n) der Elisa
der Else I

Beklagte und Bevisionsklägerinnen, 
- Prozeßbevollmächtigter: Hechtsanwalt Pr,

g e g e n

den Alois
Kläger und Revisionsbeklagtenf

- Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt Pr.

hat der VI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 6. Oktober 1959 unter Mitwirkung 
der Bundesrichter Dr. Kleinewefers, Hanebeck* Pr. Bode?
Pr. Hauß und Heinrich Meyer

für Recht erkannt*

Pie Revision der Beklagten gegen das Urteil 
des 1c Zivilsenats des Oberlandesgerichts Stuttgart 
vom 8. Oktober 1958 wird zurückgewiesen«

Pie Kosten der Revision werden zu einem Fünftel 
den Beklagten als Gesamtschuldnern und im übrigen 
der Beklagten Else Schall auferlegt«

Von Rechts wegen



Tatbeetand

Per Kläger ist am 25. April 193o im Alter von fast 
22 Jahren von einem Lastkraftwagen angefahren worden, der 
dem Kaufmann Frans H 0 R  gehörte und von dem Lageristen Al­
fons gelenkt wurde. Er hat durch den Unfall beide
Hoden verloren. Ferner ist eine Versteifung des linken Knies 
zurückgeblieben.

In dem Schadensersatzprozess gegen F ^ m u n d  
hat das Landgericht Bavensbürg in seinem Urteil vom 8. Ja­
nuar 1931 (0 69o/3o) angenommen, daß F 0 | |  als Halter des 
Kraftwagens nach § 7 KFG (jetzt StVG) und Schuster als Fah­
rer des Wagens nach §§ 823 ff BGB für den Schaden des Klägers 
einzustehen hat. Es hat dem Kläger u.a. für die Zeit vom 
'!. Oktober-H935 bis zu seinem vollendeten 65. Lebensjahr ei­
ne Jahresrente von 845 BM, zahlbar in vierteljährlichen Raten 
von gll,25 BM. und von da an eine Jahresrente von 422,5o EM 
zahlbar in vierteljährlichen Baten von 1o5,62 RM zugesproehen. 
Pabei ist es davon ausgegangen, daß die Erwerbsfähigkeit 
des Klägers durch den Unfall um 5o # gemindert worden ist 
und daß der Kläger als Melker ohne den Unfall einen jähr­
lichen Lohn von 169o BM gehabt hätte. Pie Berufung der da­
maligen Beklagten ist durch Urteil des Oberlandesgerichts 
Stuttgart vom 25. Juni 1931 (4 U 41o/l93l)* ihre Revision 
durch Urteil des Reichsgerichts vom 14. Januar 1932 
(71 394/19311) ; zurückgewiesen worden. Das Oberlandes­
gericht hat in seinem Urteil klargestellt, daß der Renten- 
anspruch des Klägers nur insoweit besteht, als er nicht 
nach § 1542 BVO auf öffentliche Versicherungsträger über­
gegangen ist oder übergeht.



In der Folgezeit war der Kläger bis zum Jahre 1947 
als landwirtschaftlicher Arbeiter und anschließend als 
Zettler in der Treibriemenfabrik S o ^ m i  beschäftigt *
Er erkrankte im Oktober 1953 und wurde mit Wirkung vom 
7. April 1954 invalide geschrieben. Die Invalidenrente be­
trug zunächst 69.,3o DM monatlich und wurde ab 1, Januar 195 
auf 9o,3o DM erhöht. Der Kläger ist vom Sozialamt der Stadt 

unterstützt worden. In Höhe der gewährten Unter­
stützung hat er seine Schadensersatzansprüche aus dem Un­
fall an das Sozialamt abgetreten.

Der Kaufmann Franz am 8. März 1938 gestor­
ben. 3r ist von seiner Ehefrau, der Beklagten Elisabeth 
P ^ u n ä  fünf Kindern beerbt worden. Die Kinder hatten ihre 
Erbteile an die Mutter verkauft.

Der Lagerist Alfons S ^ H  ist am 19o Januar 1943 
verstorben und von seiner Ehefrau Maria zu 1/4
sowie von seinen beiden Kindern, der Beklagten Else S| 
und Manfred zu je 3/8 beerbt worden. Die Witwe
Maria S | H H B  ist inzwischen gleichfalls gestorben.

Mit der jetzigen Klage, die am Io. Juli 1956 zuge­
stellt worden ist, begehrt der Kläger die Abänderung des 
Urteils vom 8. Januar 1931 mit der Begründung, daß die Ver­
hältnisse, die für die Bemessung der Rente maßgebend gewe­
sen seien, sich seitdem wesentlich verändert hätten (§ 323 
ZPO)s Er sei auf Grund des Unfalls jetzt völlig arbeitsun­
fähig geworden und habe seine Arbeitsstelle in der Treib­
riemenfabrik aufgeben müssen. Ferner seien seit Beendigung 
des ersten Rechtsstreits die Melkerlöhne erheblich gestie-
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gen. Der Kläger hau daher beantragt, das Urteil des Land­
gerichts Ravensburg vom 8, Januar 1931 aufzuheben und die 
Beklagten als Gesamtschuldner für die Zeit vom 1* Juni 1956 
bis 30o Juni 1957 zur Zahlung von 598,Io DM an die Stadt

ner vierteljährlichen Rente von 17?Io DK an den Kläger und

ni 1956 bis 3o,. September 1956 1328 DM und ab 10 Oktober
1956 eine vierteljährliche Rente von io41 UM - begehrt.

Uie Beklagten haben beantragt, die Klage abzuweisen. 
Sie haben bestritten, daß die angebliche Erwerbsunfähigkeit 
des Klägers auf den Unfall vom 25» April 193o zurückzufüh­
ren sei, und.Jjiaben geltend gemacht: Der Kläger könne noch 
leichte Arbeit im Sitzen verrichten. Auch habe er seine 
Pflicht zur Minderung des Schadens verletzt.

Das Landgericht hat folgendes Urteil erlassen:

1. Das Urteil des Landgerichts'Ravensburg vom 8.1.1931 
wird zu Ziff. 2 c teilweise abgeändert.

2. Die Beklagten haben als Gesamtschuldner
a) zur Abfindung der Rentenansprüche des Klägers für 

die Zeit vom Io.7.1956 bis 3o.6.1957 an die 
Stadt W f H B H B ,  Stadt. Sozialamt 523?82 UM 
nebst 41& Zinsen hieraus seit 11.11.1957 zu be­
zahlen.

b) Für die Zeit ab 1.7.1957 bis zur Vollendung des
65* Lebensjahres des Klägers eine vierteljährliche 
vorauszahlbare Rente von 17.Io DM an den Kläger 
selbst und monatlich im voraus weitere 29?- DM an 
die Stadt V f p m ,  Stadt. Sozialamt, zu bezah­
len.

und für die Zeit ab 1. Juli 1957 zur Zahlung ei~

von 87 UM an die Stadt W 
hat er von der Beklagten

zu verurteilen. Ferner
für die Zeit vom 1. Ju-



3« Die Beklagte Ziff. 2 hat an den Kläger zur Abfindung 
seiner Rentenansprüche für die Zeit vom io.7.1956 
bis Io.11.1957 den weiteren Betrag von 4591,98 DM 
nebst 4 % Zinsen aus 765?32.DM seit 11. ' 1 .1957 zu 
bezahlen,

4. Die Beklagte Ziff. 2 hat weiterhin an den Kläger ab 
ri.1i.1957 bis zur Vollendung seines 65* Lebens­
jahres eine vierteljährlich im voraus zahlbare, je­
weils auf 1. Januar, 1. April, 1. Juli und 1. Okto­
ber eines jeden Jahres fällige Rente von 9o6,~ DM 
zu bezahlen .

5. Im übrigen wird die Klage abgewiesen.
6. An den Kosten des Rechtsstreits haben der Kläger

l/lo, die Beklagten als Gesamtschuldner 2/lo 
und die Beklagte Ziff. 2 7/'io zu tragen.

Gegen dieses Urteil haben die Beklagten Berufung einge­
legt. Ferner haben sie Widerklage erhoben mit dem Antrag, 
das im Vorprozeß ergangene Urteil dahin abzuändern, daß die 
für die Zeit nach Vollendung des 65. Lebensjahres zuerkannte 
Rente entfällt. Der Kläger hat um Abweisung der Widerklage 
gebeten und mit der Anschlußberufung weitere Rentenbeträge 
geltend gemacht.

Das Oberlandesgericht hat wie folgt entschieden?

I. Auf die Berufung der Beklagten Ziff. 1 und 2 sowie 
auf die Anschlußberufung des Klägers wird das Urteil 
der 1. Zivilkammer des Landgerichts Ravensburg vom 
2o. Februar 1958 - unter Zurückweisung beider Rechts 
mit bei im übrigen - wie folgt abgeändert?
1o) Das Urteil des Landgerichts Ravensburg vom 

8,1.1931 (0 69o/3o) wird zu Ziff. 2 c abge­
ändert .
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J-f

Pie Beklagten Ziff, I und 2 haben als Gesamt­
schuldner
a) zur Abfindung der Rentenansprüche des Klägers

für die Zeit vom 1o.7<.1956 bis 2802,1958 an 
die Stadt Stadt, Sozialamt,
577,47 PM zu Dezanien:

b) an den Kläger für die Zeit ab 1.5*1958 bis 
zur Vollendung des 65« Lebensjahres eine vier­
teljährliche vorauszahlbare Rente von 61,06 PM 
zu bezahlen und zwar die verfallenen Beträge 
sofort, die künftig fällig werdenden jeweils 
am 1«1 •, 1.4., 1*7». und 1.1o. eines Jahres,

2.) Pie Beklagte Ziff. 2 hat
a) zur Abfindung der Rentenansprüche des Klägers

für die Zeit vom 'io.7« 1956 bis 10.11,1957 
weiterhin an den Kläger 2 595,45 PM und an 
die Stadt Stadt. Sozialamt,
1 996,53 BM~zu bezahlen,

b) an den Klager für die Zeit vom 11,11,1957 
bis 27«7«1958 eine vierteljährliche Rente 
von 9o6,- PM und vom 28.7«1958 bis zur Voll­
endung des 65« Lebensjahres eine viertel­
jährliche vorauszahlbare Reute von 936.- PM 
zu bezahlen; und zwar die rückständigen Be­
träge sofort und die künftig fällig werden­
den jeweils am 1,1., 1.4«, 1*7* und 1c1o. 
eines Jahres.

II. Pie Widerklage wird abgewiesen*
III, Bezüglich der Kosten der ersten Instanz verbleibt 

es bei der Entscheidung des Landgerichts.
Von den Kosten der Berufung tragen die Beklagten 
Ziff. 1 und 2 gesamtschuldnerisch l/lo und die 
Beklagte Ziff. 2 die restlichen 9/lo«

Mit der Revision erstreben die Beklagten, daß die Klage 
abgewiesen und ihrer Widerklage stattgegeben wird. Per Klä­
ger beantragt, die Revision zurückzuweisen,'

\



3ntscheidungsgründe

Ac Zur Widerklage s

I, Die Beklagten haben zur Begründung ihrer Wider­
klage geltend gemacht, nach § 323 ZPO sei dem Kläger die 
Rente für die Zeit nach Vollendung des 65 <> Lebensjahres ab­
zuerkennen, weil jetzt' fest stehe, daß er auch ohne Unfall 
nicht über das 65» Lebensjahr hinaus habe arbeiten können. 
Dem ist das Berufungsgericht nicht gefolgt. Es hat ausge­
führt i Das Gericht habe dem Kläger im Vorprozess eine Ren­
te über das 65* Lebensjahr hinaus.nicht deshalb zuerkannt, 
weil er über diesen Zeitpunkt hinaus einer Brwerbstgtigkeit 
habe nachgehen können. Auch damals sei vielmehr angenommen 
worden, daß der Kläger von der Vollendung des 65> Lebensjah­
res ab nicht mehr werde arbeiten können. Ihm sei für diese 
Zeit eine Rente von vierteljährlich 1o5,62 RM zugebilligt 
worden, weil angenommen worden sei, er 7/erde wegen des Un­
falls weniger verdienen und deshalb eine geringere Invali­
denrente erhalten, als er ohne den Unfall bei höherem Ver­
dienst erhalten haben würde. Daher sei die von den Beklag­
ten behauptete Änderung der Verhältnisse gar nicht einge­
treten.

II. Diese Ausführungen sind rechtlich nicht zu bean­
standen. Allerdings hat der Kläger nach den Feststellungen 
des Berufungsgerichts bei der Firma S o ^ H H R  ebenso viel 
verdient, wie er ohne den Unfall als Alleinmelker verdient 
hätte. Er war aber, wie 'die' Revision selbst anführt, dort 
nur von 1947 bis 1953 beschäftigt. Dieser Zeitraum hat, wie 
das Berufungsgericht ohne Rechtsirrtum annehmen konnte,
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keinen so wesentlichen Einfluß auf die Höhe der Invaliden­
rente, daß es die geringe Bente von vierteljährlich Io5,62 DM 
für die Zeit ab Vollendung des 65. Lebensjahres hätte min­
dern oder aberkennen müssen, zumal diese Rente auf Grund 
der Lohnverhältnisse des Jahres 1935 errechnet worden ist 
und die Löhne seitdem mehrmals erhöht worden sindi

Da das Berufungsgericht somit die Widerklage mit 
Recht abgewiesen hat, kann die Revision des Beklagten in 
diesem Punkte keinen Erfolg haben«

Bo Zur'Klage?

I- Der Abänderungsklage des Klägers (§ 323 ZPO) haben 
Landgericht«und Oberlandesgericht im wesentlichen stattgege- 
ben« Sie haben die Rentenbeträge, die dem Kläger in dem Vor­
prozeß zugesprochen worden sind, aus doppeltem Grunde erhöht* 
Einmal weil sich die Lohnverhältnisse seit dem Jahre 1931 
erheblich verändert haben und zum andern, weil der Kläger 
jetzt zöllig erwerbsunfähig ist, während in dem früheren 
Urteil von einer 5o-prozentigen Erwerbsminderung ausgegan­
gen wurde. Hierzu hat das Berufungsgericht festgestellts 
Zu den ünfallverletzungen, auf denen das frühere Urteil be­
ruht - Verlust der Hoden und Versteifung des linken Knies - 
sind Krankheiten hinzugekommen, die nicht vorauszusehen wa­
ren: Kreislaufstörungen, Lungeneraphysem und Senkspreizfüße« 
Die Kreislaufstörungen sind vorwiegend unfallbedingt, wäh­
rend das Lungenemphysem und die Senkspreizfüße nicht auf 
den Unfall zurückzuführen sind« Die gesamte unfallbeding­
te Erwerbsminderung beträgt jetzt 45 Durch das Hinzutre­
ten der weiteren nicht unfallbedingten Leiden erhöht sie 
sich auf mehr als 5o Damit ist der Kläger invalide im



Sinne der Invalidenversicherung«, Br kann zwar noch leichte 
Arbeit im Sitzen verrichten, Nach einer Äußerung des Ar­
beitsamts ihm eine solche Arbeit aber in
absehbarer Zeit -nicht vermittelt werden. Er ist also tat­
sächlich in vollem Umfang erwerbsunfähig. Die nicht unfall­
bedingten Beschwerden* die im Jahre "953/54 hinzu gekommen 
sind* hätten für sich allein keine Minderung der Erwerbs­
fähigkeit um mehr als 5o # zur Folge gehabt. Sie hätten 
auch nicht dazu geführt* daß der Kläger seine Stelle bei 
der Firma S o ^ i B h ä t t e  aufgeben müssen. Erst durch das 
Zusammenwirken der unfallbedingten und der nicht unfallbe­
dingten Leiden ist die jetzige Erwerbsunfähigkeit des Klä­
gers entstanden. Sie ist also durch den Unfall vom 25, April 
193o wenn nicht allein, so doch mit verursacht wordeft; Aus 
einem Unfall, den der Kläger im Jahre 1936 erlitten hat, 
sind, wie das Berufungsgericht weiter feststellt, keine 
Schäden zurückgeblieben. Das Berufungsgericht hat keine 
Verletzung der Pflicht zur Schadensminderung (§ 254 Abs, 2 
BUB; darin gesehen, daß der Kläger eine im Verlauf des 
Rechtsstreits durchgeführte Hormonkur nicht fortgesetzt hat«,

II, Entgegen der Ansicht der Revision halten die Aus­
führungen des Berufungsgerichts, mit denen es eine Erhöhung 
der Unfallrente dem Grunde nach für gerechtfertigt hält, 
einer rechtlichen Prüfung stand. Dagegen sind gegen die Be­
rechnung der Rentenhöhe rechtliche Bedenken zu erheben,

1«, Die Klage aus § 323 ZPO setzt voraus, daß eine we­
sentliche Änderung der Verhältnisse eingetreten ist, die 
für die Verurteilung als solche, für die Höhe oder für die 
Dauer der Leistungen maßgebend waren. Dabei muß es sich bei



Io —

Schadenersatzansprüchen um eine solche Veränderung der 
für den Schaden und seine Höhe bedeutsamen Verhältnisse 
handeln, die zur Zeit der früheren Verhandlung noch nicht 
zu übersehen war und die dem gewöhnlichen Lauf der Dinge, 
wie er damals erscheinen mußte, nicht entspricht (So die 
ständige Rechtsprechung des Reichsgerichts, vergl, u.a,
RGZ 86, 577 </"381 J  und RG JW -932, 1967 Nr. 4), Der Klä­
ger könnte daher eine Änderung des früheren Urteils nur 
verlangen, wenn die Gründe, auf die er seine Klage stützt, 
vor allem die Verschlimmerung des Gesundheitszustandes und 
die darauf beruhende Verschlechterung der Erwerbsverhält­
nisse im Vorprozeß noch nicht vorauszusehen waren, deshalb 
vom Kläger nicht geltend gemacht und dementsprechend auch 
im Urteil nicht berücksichtigt werden konnten. Das hat 
auch das Berufungsgericht nicht verkannt. Wie es auf Grund 
des Gutachtens feststellt., das Prof. Dr. L ^ H ^ i m  Vor- 
prozeß erstattet hat, waren zwar andere Veränderungen des 
Gesundheitszustandes, nicht aber die tatsächlich eingetre­
tenen Erkrankungen vorauszusehen. Nach dem Gutachten tra­
ten in den allermeisten Fällen von Kastration im Laufe der 
Jahre schwere seelische Störungen Im Sinne von Depressionen 
auf, durch welche der Patient in seiner Erwerbsfähigkeit 
stark beeinträchtigt wird. Organisch können sich durch die 
Kastration im Laufe der Zeit Veränderungen einstellen, wie 
man sie bei Eunuchen zu finden gewohnt ist: hohe Stimmlage, 
übermässiger Fettansatz, Schlaffheit der Haut und der Mus­
kulatur. Beim Kläger sind aber tatsächlich Kreislaufstö­
rungen, ein Lungenpiaphysem und Senkspreizfüße, also andere 
Erkrankungen, zu den Unfallverletzungen hinzugekommen. Das 
Berufungsgericht entnimmt dem Gutachten, daß diese Erkran­
kungen zur Zeit des Vorprozesses nicht vorhersehbar waren.



Wie es feststelltf war vor allem nicht vorauszusehen, daß 
der Kläger schon vor Vollendung des 65* Lebensjahres völlig 
erwerbsunfähig werden würde.

Die Revision meint nun, es komme nicht darauf an, ob 
das Gericht des Vorprozesses sich gerade die Krankheitser- 
scheinungen vorgestellt habe, die tatsächlich eingetreten 
seien; entscheidend sei vielmehr, ob sich durch dio unfall­
bedingte Gesundheitsschädigung im Laufe der Zeit voraussicht­
lich weitere Schäden einstellen würden, die sich auf die 
Erwerbsfähigkeit des Klägers auswirken. Diese Rüge kann kei­
nen Erfolg haben. Soweit eine Verschlechterung des Gesund­
heitszustandes und ihr Einfluss auf die Arbeitsfähigkeit 
des Klägers vorauszusehen war, ist sie im Urteil des.Vor­
prozesses berücksichtigt worden. Hier handelt es sich aber 
um Erkrankungen, die bei Erlass des früheren Urteils nach 
der damaligen ärztlichen Erfahrung nicht vorauszusehen 
waren und deshalb auch nicht dazu hätten führen können, 
dem Kläger eine höhere Rente zuzusprechen. Dann liegt aber 
der Tatbestand des § 523 ZPO vor, daß nach der Verhandlung 
des Vorprozesses eine Änderung der Verhältnisse eingetre­
ten ist, die für die Festsetzung der Rentenhöhe von Bedeu­
tung waren.

2. Die Revision macht weiter geltend, das Lungenem­
physem und die Senkspreizfüße seien nicht auf den Unfall 
zurückzufuhren und könnten daher nicht zu einer Erhöhung 
der Rente führen, weil die Beklagten für diese Schäden 
nicht ersatzpflichtig seien. Ihr ist zuzugeben, daß die 
Beklagten nur für die Folgen haftbar gemacht werden können, 
die auf den Unfall zurückzuführen sind. Da das Lungenemphy­
sem und die Senkspreizfüße nicht auf dem Unfall beruhen,
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könnte der Kläger daher keine Erhöhung der ihm zugespro- 
chenen Rente beanspruchen, wenn er nur wegen dieser nicht 
unfallbedingten Leiden seine Tätigkeit in der Treibrie­
menfabrik hätte auf geben müssen. Las ist nach den
Feststellungen des Berufungsgerichts aber nicht der Fall.
Lie nicht unfallbedingten Leiden, also das Lungenemphysem 
und die Senkspreizfüße, hätten vielmehr, wie das Berufungs­
gericht ausdrücklich feststellt, nicht dazu geführt, daß der 
Kläger diese Erwerbstätigkeit hätte aufgeben müssen. Seine 
heutige Erwerbsunfähigkeit ist andererseits aber auch nicht 
ausschließlich eine Folge der unfallbedingten Leiden - 
Hodenverlust, Versteifung des linken Knies und Kreislauf­
störungen - sondern durch das Zusammenwirken der unfallbe­
dingten und der nicht unfallbedingten Leiden entstanden. Ob 
der Kläger unter diesen Umständen eine Erhöhung der Rente 
verlangen kähn, hängt davon ab, ob ihm unter den gleichen 
Voraussetzungen, wie sie jetzt gegeben sind, im Vorprozess 
eine höhere Rente hätte zugesprochen werden müssen. Las 
aber ist der Fall. Ler Schaden des Klägers- bestand im we­
sentlichen darin, daß er wegen der beim Unfall;erlittenen 
Verletzungen seinen Beruf als Melker aufgeben mußte. Er er­
hielt nur einen Teil dieses Schadens ersetzt, weil die da­
mals festgestellten Verletzungen ihm erlaubten, die ver­
bliebene Arbeitskraft auszunutzen (§ 254 Abs. 2 BGB). Hier­
zu wäre der Kläger aber nicht in der Lage gewesen, wenn er 
schon damals neben den unmittelbaren Unfallschäden - Hoden­
verlust .'und Versteifung des Knies - auch unter den Erkrankun­
gen zu leiden gehabt hätte, die sich jetzt ergeben haben.
Wenn der Kläger bei diesen Erkrankungen keiner anderen Er­
werbstätigkeit hätte nachgehen oder keine für ihn geeig­
nete leichte sitzende Tätigkeit hätte finden können* so 
hätte ihm schon damals der volle Ersatz seines Schadens zu-
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gesprochen werden müssen«, Pas Gleiche muß aber gelten«, wenn 
sich in Rahmen des § 523 ZPO später ergibt, daß der Kläger 
die zunächst bestehende Pflicht zur Minderung des Schadens 
(§ 254 Abs«, 2 BGB) nicht mehr erfüllen kann,

5«, Zu Unrecht bezweifelt die Revision, daß es sich 
hier um eine ’wesentliche Änderung der Verhältnisse handele* 
Sie verweist darauf; daß nach den Feststellungen des Beru­
fungsgerichts die unfallbedingte Erwerbsminderung von 5o $ 
auf 45 $> zurückgegangen ist und die gesamte Erwerbsminderung 
ohne genauere Feststellung "mehr als 5o beträgt« Pabei 
übersieht die Revision, daß es bei Prüfung der Frage, ob 
sich die für die Festsetzung der Rente maßgebenden Verhält­
nisse geändert haben, nicht so sehr darauf ankommt, den 
Grad der Erwerbsminderung abstrakt in Prozentsätzen fest­
zustellen und mit den entsprechenden Zahlen des Vorprozesses 
zu vergleichen, denn nach der ständigen Rechtsprechung des 
Reichsgerichts und des Bundesgerichtshofs ist der dem Ver­
letzten zu ersetzende Schaden nicht abstrakt, also nicht 
danach zu berechnen, wie weit die Arbeitsfähigkeit hun­
dertteilig herabgesetzt ist« Es ist vielmehr der konkrete 
Schaden, also die tatsächliche Erwerbseinbuße zu ermitteln 
(Yergl«, u.a, Urteil des Bundesgerichtshofs vom 6c November 
".954 - VI ZR 7o/54 - VersR r955, 38 sowie RG JW '>95', 2725 
Er. 26 und '932, 2o29 Nr. 15)• Paher ist im vorliegenden 
Falle entscheidend, daß der Kläger im Gegensatz zur Zeit 
des Vorprozesses heute die ihm verbliebene Arbeitskraft 
nicht mehr ausnutzen kann und daher nicht mehr imstande 
ist, zur Minderung'des Schadens beizutragen« Ohne Rechts­
verstoß hat das Berufungsgericht angenommen, daß hierin 
eine wesentliche Änderung der für die Entscheidung bedeut­
samen Verhältnisse zu sehen ist«,
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a , Unbegründet sind auch die Angriffe, die die Revision 
gegen die Feststellungen erhebt, daß aus dem Arbeitsunfall, 
den der Kläger im Jahre 1956 erlitten hat, keine Schäden 
zurückgeblieben sind* Diese Feststellung hat das Berufungs­
gericht auf Grund des ärztlichen Gutachtens getroffen, das 
die Chirurgische Universitätsklinik und Poliklinik TflHB 
U | n a c h  einer Untersuchung des Klägers erstattet hat* Hier­
nach ist der Kläger im Jahre 1936 als ihm ein Pferd durch­
ging; unter den Wagen geraten. Dabei hat er sich einen 
Bluterguss in der Brustrauskulatur und einen Bruch des 
rechten Mittelhandknochens zugezogen. Bei der klinischen 
Untersuchung haben sich Folgen dieses Unfalls nicht mehr 
feststellen lassen. : l

Es ist kein Verstoß gegen verfahrensrechtliche Vor­
schriften darin zu sehen, daß das Berufungsgericht entge­
gen dem Antrag der Beklagten nicht die Anschrift des be~ 
handelnden Arztes ermittelt und von ihm keine Auskunft 
über die Folgen des Unfalls aus dem Jahre 1936 eingeholt 
hat. Von den Erkrankungen, die zu der Arbeitslosigkeit 
des Klägers geführt haben, konnte nur die Ursache der Kreis­
laufstörungen zweifelhaft sein. Daß diese vorwiegend als 
Folge des Keimdrüsenverlustes auf den von den Beklagten zu 
vertretenden Unfall vom 25. April 193o zurückzuführen sind, 
hat das Berufungsgericht rechtsirrtumsfrei dem ärztlichen 
Gutachten entnommen« Die Beklagten haben nicht behauptet, 
daß die Kreislaufbeschwerten entgegen dieser Feststellung 
eine Folge des späteren Unfalls aus dem Jahre 1936 seien, 
sondern nur beantragt, eine Auskunft des behandelnden 
Arztes über die Folgen dieses Unfalls einzuholen. Dieser 
Antrag ist ein Ausforachungsbeweis, dem stattzugeben das 
Berufungsgericht nicht verpflichtet war.
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Die Behauptung der Beklagten, der Kläger habe dem Me­
dizinalrat Dr„ S f l H B  gegenüber erklärt, er habe im 
Jahre "938 eine Abfindung von Io ooo RM erhalten, hat aas 
Berufungsgericht als wahr unterstellt« Dann ist aber in der 
NichtVernehmung des hierfür benannten Zeugen Dr. Bi 

kein Verstoß gegen § 286 ZPO zu erblicken«

5o Zur Frage, ob der Kläger eine für ihn geeignete 
leichte Arbeit finden kann, hat das Arbeitsamt 
auf eine Anfrage des Landgerichts folgende Auskunft er­
teilt i

"Stellenraeldungen für leichte Arbeiten im Sitzen 
liegen z.Zt. in meinem Bezirk nicht vor. Auch ist 
erfahrungsgemäß in absehbarer Zeit kaum mit d£m 
Eingang einer solchen Stellenmeldung zu rechnen, 
weil Betriebe mit dem gewünschten Arbeitsplatz in 
meinem Bezirk fast nicht vertreten sihd."

Das Oberlandesgericht hat hierzu im Berufungsrechtszug kei­
ne weitere Auskunft mehr eingeholt, weil nicht anzunehmen 
sei, daß die Verhältnisse sich seit der Einholung der er­
sten Äußerung geändert haben« Diese Erwägung ist aus 
Piechtsgründen nicht zu beanstanden« Ob nochmals eine Aus­
kunft des Arbeitsamts einzuholen war, hatte das Berufungs­
gericht nach seinem Ermessen zu entscheiden. Es sind keine 
Anhaltspunkte dafür gegeben, daß es bei seiner Entscheidung 
die dem richterlichen Ermessen gezogenen rechtlichen Grenzen 
überschritten hat«

Soweit die Revision die Klage aus § 323 ZPO für unbe­
gründet hält, weil der Kläger nicht dargetan habe, daß er 
auch außerhalb des Arbeitsamtsbezirks R k e i n e
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entsprechende Stelle bekomme, verkennt sie die Beweis­
last,, Auch im Rahmen des § 254 Abs. 2 BGB hat der Schädi­
ger ein mitwirkendes Verschulden des Geschädigten zu b e- 
weisen. Daher mußten die Beklagten behaupten und notfalls 
beweisen; der Kläger habe es schuldhaft unterlassen; eine 
andere Verdienstmöglichkeit zu suchen oder anzunehmen 
(Urteile des erkennenden Senats vom 6. Hoveniber 1954 ~
VI ZR ?o/54 - VersR 1955- 58 und vom 4. Oktober 1957 - 
VI ZR 257/56 - VersR 1957? 752)« Mit dem Hinweis der Re­
vision auf den allgemeinen Mangel an Arbeitskräften kann 
dieser Beweis nicht geführt werden. Die Beklagten hätten 
vielmehr nachweisen müssen, daß dem Kläger bestimmte Ar­
beitsmöglichkeiten offenstanden und von ihm nach seinen 
persönlichen Verhältnissen auch ergriffen werden konnten 
(Vergl, das Urteil des Bundesgerichtshofs vom 11, Juli 1958 
- VI ZR 198/57 - VersR 1958. 768). Das haben die Beklagten 
aber nicht behauptet. Sie haben in den Tatsacheninstanzen 
auch nicht vorgetragen, daß der Kläger außerhalb des Bezirks 

eine für ihn geeignete leichte Arbeit im Sitzen 
hätte übernehmen können. Daher ist kein Rechtsverstoß darin 
zu sehen, daß das Berufungsgericht, diese Frage nicht näher 
erörtert und auch nicht geprüft hat, ob es dem Kläger über­
haupt zuzumuten war, eine Arbeitsstelle anzunehmen. die 
sich in größerer Entfernung von dem Wohnort seiner Familie 
befand (vergl. hierzu das oben angeführte Urteil des Bundes­
gerichtshofs vom 6. November 1954 aaQ), Im übrigen ist es 
aber auch erfahrungsgemäß äußerst schwer, für einen so 
schwer erkrankten und invalide geschriebenen,/ Mann im Al­
ter und mit der Vorbildung des Klägers eine geeignete Ar­
beitsstelle zu finden.



ö. Eine andere Frage ist, ob der Kläger seine Pflicht 
zur Minderung des Schadens dadurch verletzt hat« daß er die 
Hormonkur nicht fortgesetzt hat. Eine solche Pflichtver­
letzung hat das Berufungsgericht verneint. 7/ie es feststellt 
hatte die Hormonkur, die der Kläger vom 13. November *>957 
bis H. Januar 1958 durchgeführt hat, keinen Erfolg. Sie 
kann, wie das Berufungsgericht der gutachtlichen Äußerung 
des Br. med. HdBentnimmt, auch nur erfolgreich sein, wenn 
sie sich über mehrere Jahre erstreckt. Bas Berufungsgericht 
hat nun unentschieden gelassen, ob dem Kläger eine solche 
mehrjährige Hormonbehandlung, die mit ständigen Einspritzun­
gen verbunden ist, überhaupt zugemutet werden kann. Es hat 
festgestellt, daß auch nach einer solchen langdauernden 
Kur die GrundSchädigung bestehen bleiben und die Erwerbs­
minderung immer noch etwas mehr als 5o betragen würde, so 
daß die Voraussetzungen der Invalidität unverändert gegeben 
wären. Ferner hat das Berufungsgericht ausgeführts Der Klä­
ger sei nicht verpflichtet, die sehr erheblichen Kosten 
einer jahrelangen Eormönkur aus eigenen Mitteln zu bestrei­
ten. Die Beklagten hätten aber nicht erklärt, daß sie be­
reit seien, diese Kosten zu übernehmen.

Diese Ausführungen halten entgegen der Ansicht der Re­
vision einer rechtlichen Prüfung stand. Ersichtlich hat 
das Berufungsgericht dem ärztlichen Gutachten entnommen: 
daß'der Kläger auch nach Durchführung einer mehrjährigen Hor­
monbehandlung invalide bleiben und nicht in der Lage sein 
werde, andere als leichte Arbeit im Sitzen zu verrichten. 
Ist das aber der Fall» so kann gegen den Kläger kein Vor­
wurf daraus hergeleitet werden, daß er die Eormonkur 
nicht fortgesetzt hat.
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7» Die Beklagten haben den Antrag, ihnen die beschränk­
te Erbenhaftung vorzubehalten, nicht in den Tatsacheninstan­
zen, sondern erst im Hevisionsrechtszug gestellt. In diesem 
Zeitpunkt ist der Antrag aber, abgesehen von hier nicht vor­
liegenden Sondertatbeständen, nicht mehr zulässig (BGHZ 17, 
69 /""72J7 sowie Urteil des Bundesgerichtshofs vom 31» Januar 
"956 - VI ZE 3o5/54 -).

8. Die Revision ir$t auch mit ihrer Meinung, der Abände­
rungsanspruch des Klägers sei verjährt. Mit Recht ist das Be­
rufungsgericht davon ausgegangen, daß dieser Anspruch nach 
Eintritt der wesentlichen Veränderungen auf Grund derselben 
Vorschriften verjährt.die für den Hauptanspruch gelten,hier 
also § 14 StVG (Verjährung in zwei Jahren) hinsichtlich der 
Ansprüche gegen die Beklagte Elisabeth I^p ^ u n d  § 852 BGB 
(Verjährung »ach drei Jahren) hinsichtlich der Ansprüche ge­
gen die Beklagte Else (RG JW 1934? 1112 Nr. 3). Da
der Kläger nach den Feststellungen des Berufungsgerichts bei 
der Firma S o ^ P H H B  ebensoviel verdient hat, wie er ohne 
den Unfall als Alleinmelker verdient hätte, konnte er eine 
Abänderungsklage erst erheben, als er seine Tätigkeit bei 
dieser Firma aufgeben und ihm klar’sein mußte, daß er seine 
Arbeitskraft auch auf andere Weise nicht mehr werde aus­
nutzen können. Er ist am 6. April 1954 bei der Firma S o ^ ^  

^geschieden und auf seinen Antrag hin, ihm eine In­
validenrente zu gewähren, am 26. April 1954 vom Vertrauens­
arzt der Landesversicherungsanstalt Württemberg und am 15» No­
vember 1954 in der inneren Abteilung des städtischen Krankenhau­
ses auf seine Erwerbsfähigkeit untersucht worden,wie sich aus 
den Akten der Landesversicherungsanstalt ergibt, die Gegenstand 
der mündlichen Verhandlung waren» Da der Kläger zunächst das 
Ergebnis dieser Untersuchung abwarten durftje, sind die Verjäh­
rungsfristen (§§ 14 StVG,852 BGB) nicht sehen am Tage seines Austritts
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bei der Firma S o ^ ^ ^ m  - 6. April 1954 - r sondern erst 
eine angemessene Zeit nach diesem Tage in Lauf gesetzt wor­
den, Liese Fristen hat der Kläger gewahrt? denn die Klage 
ist am Io« Juli 1956 zagestellt worden, nachdem der Kläger 
bereits am 27» März 1956, also'jedenfalls rechtzeitig vor 
Ablauf der zweijährigen Verjährungsfrist das Armenrecht 
beantragt hatte, La er außerstande war, die Kosten des 
Rechtsstreits aus eigenen Mitteln zu bestreiten, war der 
Ablauf der Verjährung nach § 2o3 Abs. 2 BGB gehemmt.

Zu Unrecht greift die Revision die Feststellung des Be­
rufungsgerichts an, daß der Kläger bei der Firma S o f ^ B  
ebenso viel verdient hat, wie er ohne den Unfall als Allein­
melker verdient hätte, Liese Tatsache ist im Berufungsurteil 
als unstreitig wiedergegeben, La die Beklagten insoweit 
keine Tatbestandsberichtigung beantragt haben, ist der Se­
nat nach § 561 ZPO an diese Feststellung gebunden. Im übri­
gen ergibt sich aber auch aus den von der Revision ange­
führten Unterlagen keine so wesentliche Lifferenz. daß der 
Kläger schon während seiner Beschäftigung bei der Firma 
S o f m i A A n l a ß  hätte haben können, gegen die Beklagten 
nach § 323 ZPO auf Erhöhung der Rente zu klagen.

Ler Revision kann auch nicht zugegeben werden, daß der 
Kläger mit Rücksicht auf spätere Lohnerhöhungen von vorn­
herein neben der Klage auf Rentenzahlung auch eine Fest­
stellungsklage habe erheben müssen. Soweit der Senat in 
seinem Urteil vom 22, Oktober 1957 (- VI ZR 222/56 - 
VersR 1957? 8o3 /"“8o5_/ ) für die Zeit nach der Währungs­
reform eine solche Forderung erhoben hat, kann dahin ge­
stellt bleiben, ob an dieser Auffassung festgehalten werden 
kann, denn sie gilt jedenfalls nicht für die Jahre 1930/3*1,
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in denen der Kläger seine Ansprüche aus dem Unfall gericht­
lich geltend gemacht hat. Daß er damals nicht beantragt 
hat. die Ersatzpflicht des Schädigers für den weiterhin 
noch entstehenden Schaden zu ersetzen, kann daher nicht die 
Annahme rechtfertigen, daß sein Abänderungsanspruch (§ 323 
ZPO) verjährt sei.

9* Schließlich geben die Ausführungen, mit denen das 
Berufungsgericht die Höhe der Bente errechhet, ebenfalls 
keinen Anlaß zu rechtlichen Bedenken. Bas Berufungsgericht 
ist bei der Bemessung der Rente von den gleichen Berech­
nungsgrundlagen wie das Landgericht ausgegangen und hat die 
Höhe der Rente den inzwischen eingetretenen Lohnerhöhungen 
und der Tatsache angepaßt, daß der Kläger jetzt keiner Er­
werbstätigkeit mehr nachgehen kann, Babei hat es sich im 
Rahmen der Befugnisse gehalten, die § 287 ZPO dem Tat­
richter für die Ermittlung der Höhe des Schadens einräumt.



C. Kostenentscheidung:

Die Kosten der Bevision waren nach § 97 ZPO den Be­
klagten aufzuerlegen. Dabei war die Beklagte Else 
mit einem größeren Teil der Kosten zu belasten* weil sie 
in weit größerem Umfang durch das angefochtene Urteil be­
schwert ist als die Beklagte Elisabeth

Dr. Kieinewefers Hanebeck Dr. Bode

Dr„ Hauß Bundesrichter Heinrich Meyer
ist erkrankt und daher ver­
hindert zu unterzeichnen.

Dr.Kieinewefers
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